
  

 

 

 
Am 29.04.2026 neuerfasste Satzung  

 
 

§ 1 Name und Sitz des Vereins sowie Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „Tanz der Kulturen Berlin e. V.“ 
(2) Er hat seinen Sitz in Berlin und ist dort in das Vereinsregister eingetragen. 
(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

§ 2 Vereinszweck 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnittes „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung in der jeweils gültigen Fas-
sung. 

(2) Der Verein ist politisch und konfessionell neutral. 
(3) Zweck des Vereins ist Förderung von Tanz und verwandten Künsten in Berlin. 

Insbesondere sollen die Interessen von nationalen und internationalen Künstlern und Tän-
zern mit Berlin Bezug gefördert werden. Mit diesen sollen Projekte von allgemeinem Inte-
resse durchgeführt werden. Weiterhin soll international auf kulturelle und künstlerische Ak-
tionen, die in Berlin stattfinden, hingewiesen werden. 

Insbesondere soll dies durch internationalen Künstleraustausch, Veranstaltungen sowie mit Hilfe 
von didaktisch-pädagogischen Begleitprogrammen geschehen.  

(4) Der Verein ist in der Kinder- und Jugendhilfe gemäß § 27 ff. SGB VIII und in der Förderung 
und Betreuung von Kindern, Jugendlichen und deren Familien tätig. Dieser Satzungszweck 
wird insbesondere durch die Trägerschaften 
a) von stationären Hilfen 
b) von teilstationären Hilfen 
c) von ambulanten Hilfen und 
d) von Angeboten in Zusammenarbeit mit Schulen und Kindertageseinrichtungen verwirk-

licht. Der Satzungszweck wird erweitert durch ein breites Spektrum von Leistungen und 
Angeboten Bildung. Bildungsangebote im Kursformat in eigenen Bildungszentren 

e) Erziehungshilfe & Integration 
• Leistungen im Rahmen der Hilfen zur Erziehung gemäß § 27 ff. SGB VIII, umgesetzt 

in Angeboten der ambulanten Familienberatung sowie in Weiterbildungsmaßnah-
men für Erziehungsberechtigte 

• Pädagogische Jugendprojekte, aufsuchende Jugendarbeit, Einzelfallhilfe und inter-
nationaler Jugendaustausch im Rahmen der Kinder- und Jugendhilfe nach § 75 
KJHG 

• Angebote zur Integration von Menschen mit Migrationshintergrund 
• Durchführung von internationalen Jugendprojekten im Rahmen von EU-Program-

men, insbesondere Erasmus+ 
• Förderung von internationalem Jugendaustausch, interkulturellem Lernen und Bil-

dungsprojekten 
• Planung, Organisation und Durchführung von nationalen und internationalen Be-

gegnungs- und Bildungsprojekten 
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§ 3 Selbstlosigkeit 

Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(1) Die Mittel des Vereins werden ausschließlich für satzungsgemäße Zwecke verwendet. Ver-

einsmitglieder dürfen keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins erhalten. 

(2) Die Mitglieder erhalten bei ihrem Ausscheiden oder bei Auflösung des Vereins keine Anteile 

des Vereinsvermögens 

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßige Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 4 Mitgliedschaft  

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person (über 18 Jahre) oder juristische Per-

son werden. Vereinsmitglieder können auch Jugendliche unter 18 Jahren werden, 

wenn dies im Einzelfall vom Vorstand beschlossen wird. Die Vollendung des 16. Le-

bensjahres und eine Einverständniserklärung der/ des Erziehungsberechtigten gelten 

als Bedingung. 

 

(2) Arten der Mitgliedschaft sind: 

• Ordentliche Mitgliedschaft 

Ordentliche Mitglieder sind mit den vollen Rechten und Pflichten im Sinne dieser 

Satzung und des Vereinsrechts ausgestattet. 

• Fördermitgliedschaft 

Fördermitglieder entrichten einen Jahresförderbeitrag oder bringen eine sonstige för-

dernde Leistung ein und gehen lediglich eine symbolische Mitgliedschaft ohne Wahl-

recht und Stimmberechtigung ein. 

• Ehrenmitgliedschaft 

Auf Antrag des Vorstandes können Mitglieder, die sich in besonderer Weise um den 

Verein verdient gemacht haben bzw. den Vereinszweck in besonderer Weise gefördert 

haben, durch Einholung eines zustimmenden Beschlusses der Mitgliederversamm-

lung zu Ehrenmitglieder ernannt werden. 

Ehrenmitglieder haben die gleichen Rechte wie alle aktiven Mitglieder, sie sind zur 

Teilnahme an sämtlichen Veranstaltungen und Versammlungen berechtigt. Von der 

Beitragszahlung sind sie mit ihrer Ernennung zum Ehrenmitglied befreit. 

(3) Über den Antrag um Aufnahme in den Verein entscheidet der Vorstand. Der Antrag 

bedarf der Schriftform. 

(4) Die Mitgliedschaft endet: 
• durch Tod bzw. bei juristischen Personen durch deren Auflösung. 

• durch Austritt, der vierteljährlich zum jeweiligen Quartalsende nur schriftlich erklärt 

werden kann. Die Erklärung ist an den Vorstand zu richten. 

• durch Ausschluss, der bei wichtigem Grund vom Vorstand ausgesprochen werden 

kann. Wichtige Gründe sind insbesondere Verstöße gegen die Satzung, vere-

insschädigendes Verhalten oder Beitragsrückstände von mindestens 12 Monaten. 

• Gegen den Ausschluss kann innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zugang 
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desselben Berufung eingelegt werden, über die die nächste Mitgliederversamm-

lung entscheidet. Vor dieser Entscheidung muss die Möglichkeit einer Anhörung 

gegeben sein. 

 

§ 5 Beiträge  

Die Mitglieder sind verpflichtet, die Mitgliedsbeiträge pünktlich zu zahlen. Diese sind in Geld 

zu entrichten. Über die Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge entscheidet die Mitglieder-

versammlung mit 2/3 Mehrheit. Die Mitgliederversammlung entscheidet auf Antrag im Einzel-

fall über Ermäßigung, Befreiung oder Stundung des Mitgliedsbeitrages. 

 

§ 6 Organe 

Organe des Vereins sind: 

o die Mitgliederversammlung 
o der Vorstand 
o die Kassenprüfungskommission 
o die Geschäftsleitung 

§ 7 Mitgliederversammlung  

(1) Zu den Aufgaben der Mitgliederversammlung gehören: 

a. Wahl und Abwahl des Vorstandes, 
b. Wahl der Rechnungsprüfer (Kassenprüfungskommission), 
c. Entlastung des Vorstandes auf Grundlage des Jahresberichtes, 
d. Festsetzung der Höhe und Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge, 
e. Beschlussfassung über die Änderung der Satzung, 
f. Beschlussfassung über den Ausschluss eines Mitgliedes nach einer möglichen Berufung 

gegen den Ausschließungsbeschluss, 
g. Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

 

(2) Die Mitgliederversammlung ist mindestens einmal jährlich einzuberufen. Erfordert es 

die Interessenlage des Vereins, so kann eine Mitgliederversammlung jederzeit einberu-

fen werden. In besonders dringenden Fällen ist die Einberufung einer außerordentlic-

hen Mitgliederversammlung möglich. 

 

(3) Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt schriftlich durch den Vorstand unter 

Wahrung einer Einladungsfrist von einem Monat bei gleichzeitiger Bekanntgabe der Ta-

gesordnung. Die Ladefrist für eine außerordentliche Mitgliederversammlung beträgt 

eine Woche. 

 

(4) Eine Mitgliederversammlung muss vom Vorstand binnen eines Monats einberufen wer-

den, wenn mehr als 15% der stimmberechtigten Mitglieder den Vorstand schriftlich dazu 

auffordern. 

 

(5) Die satzungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr 
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als 25% aber mindestens 5 der stimmberechtigten Mitglieder anwesend sind. 

 

(6) Ist die Mitgliederversammlung nicht beschlussfähig, so kann unmittelbar im Anschluss 

eine zweite Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung stattfinden. 

 

Diese ist beschlussfähig, wenn mindestens fünf Mitglieder anwesend sind. 

 

Wird auch diese Mindestanzahl nicht erreicht, ist innerhalb von zwei Wochen eine wei-

tere Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einzuberufen. Diese ist 

unabhängig von der Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig, sofern hierauf 

in der Einladung hingewiesen wurde. 

 

(7) Die Mitgliederversammlung wählt eine/n Versammlungsleiter/in und eine/n Protokollfüh-

rer/in. Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen und eine Anwesen-

heitsliste zu führen, welche von der/dem Versammlungsleiter/in und von der/dem Pro-

tokollführer/in zu unterzeichnen ist. 

 

(8) Jedes stimmberechtigte Mitglied hat eine Stimme. Bei Abstimmungen entscheidet die 

einfache Mehrheit der anwesenden Mitglieder. Satzungsänderungen können nur mit 

Zweidrittelmehrheit der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. Diese müssen in 

einer ordnungsgemäßen Einladung angekündigt werden. Stimmenthaltungen und un-

gültige Stimmen bleiben außer Betracht.

 
 

§ 8 Online-Teilnahme und Stimmrecht 

(2) Die Mitgliederversammlung kann als Präsenzversammlung oder als virtuelle Ver-

sammlung durchgeführt werden. 

(3) Mitglieder können unabhängig von ihrem Aufenthaltsort an der Mitgliederversamm-

lung teilnehmen. Eine Teilnahme kann insbesondere auch im Wege elektronischer 

Kommunikation erfolgen. 

(4) Mitglieder, die nicht persönlich an der Mitgliederversammlung teilnehmen, können ihre 

Mitgliedsrechte, insbesondere das Rede- und Informationsrecht, im Rahmen der tech-

nischen Möglichkeiten ausüben. 

(5) Abstimmungen und Wahlen erfolgen grundsätzlich in Präsenz. 

(6) Mitglieder, die nicht persönlich an der Mitgliederversammlung teilnehmen können, 

sind berechtigt, ihr Stimmrecht durch schriftliche Vollmacht auf ein anderes Mitglied 

zu übertragen. 

(7) Die Vollmacht ist schriftlich zu erteilen und an die Versammlungsleitung zu richten. 

(8) Die Vollmachten sind vor Beginn des Abstimmungs- oder Wahlvorgangs offenzulegen 

und bekanntzugeben. 

(9) Jedes anwesende Mitglied darf höchstens zwei Vollmachten ausüben. 

(10) Eine Briefwahl ist ausgeschlossen. 

 
 

§ 9 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens 3 gewählten Mitgliedern, dem/der Vorsitzenden, 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden und dem/der Kassenwart/in. Die Wahl weiterer 
Vorstandsmitglieder ist möglich, diese sind Beisitzer. 

(2) In den Vorstand können nur Mitglieder des Vereins gewählt werden. 
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(3) Eine Kandidatur für ein Vorstandsamt ist auch ohne persönliche Teilnahme an der 
Mitgliederversammlung zulässig. 

Voraussetzung ist, dass der Versammlungsleitung vor Beginn des Wahlvorgangs eine 
schriftliche Erklärung des kandidierenden Mitglieds vorliegt, aus der hervorgeht, 

• für welches Amt kandidiert wird und 
• dass das Mitglied im Falle der Wahl bereit ist, das Amt anzunehmen. 

Die Erklärung ist in der Mitgliederversammlung bekanntzugeben und dem Protokoll 
beizufügen. 

(4) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. 
Die Wiederwahl ist möglich. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ab-
lauf ihrer Amtszeit im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind. 

(5) Dem Vorstand obliegt die Führung der laufenden Geschäfte des Vereins, soweit diese nicht 
auf die Geschäftsleitung übertragen sind. 

Der Vorstand ist für die strategische Ausrichtung, Grundsatzentscheidungen sowie die Kont-
rolle und Überwachung des Vereins zuständig. 

Die operative Führung der laufenden Geschäfte wird auf die Geschäftsleitung übertragen, 
soweit eine solche bestellt ist. 

(6) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit der erschienenen 

Vorstandsmitglieder. Stimmenthaltungen werden nicht gezählt. Er ist beschlussfähig, 

wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglieder erschienen ist. Bei Stimmengleichheit 

entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden. 

(7) Beschlüsse des Vorstandes können bei Eilbedürftigl-.eit auch schriftlich oder fern-

mündlich gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu diesem 

Verfahren erklären. 

(8) Der Vorstand nimmt die Aufgaben und Geschäfte des Vereins im Rahmen der Satzung 

nach entsprechendem Vereinsbeschluss wahr. Er tritt regelmäßig, mindestens einmal 

im Quartal zusammen. 

(9) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind alle Vorstandsmitglieder. Sie vertreten den Verein 
gerichtlich und außergerichtlich. Der/die Vorsitzende, der/die stellvertretende Vorsitzende 
und der/die Kassenwart/in sind jeweils allein vertretungsberechtigt. Beisitzer sind nur geme-
insam mit einem weiteren Vorstandsmitglied vertretungsberechtigt. 

Die Übernahme und Durchführung operativer Aufgaben erfolgt grundsätzlich durch die 
Geschäftsleitung. 
Soweit Vorstandsmitglieder operative Aufgaben übernehmen, bedarf dies eines vorherigen 
Vorstandsbeschlusses. 

(10) Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- und Finanzbehörden aus formalen 

Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese 

Veränderungen müssen allen Vereinsmitgliedern schriftlich mitgeteilt werden. 

(11) Der Vorstand bzw. ein Vorstandsmitglied kann während seiner Amtszeit auf einer 

Mitgliederversammlung mit 2/3 der Stimmen der anwesenden Mitglieder durch Wahl 

eines neuen Vorstandes bzw. eines neuen Vorstandsmitgliedes abgelöst werden. 
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(12) Scheidet ein Vorstandsmitglied vor Ablauf seiner Tätigkeit aus, ist der Vorstand be-

rechtigt sich einmalig um ein Mitglied selbst zu ergänzen. Die Amtszeit des in dieser 

Weise berufenen Vorstandsmitgliedes gilt bis zur nächsten Mitgliederversammlung . 

 

Der Vorstand bestellt und entlässt die Geschäftsleitung und überwacht deren Tätigkeit. 

Der Vorstand haftet nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit, soweit gesetzlich zulässig. 

 

§ 10 Geschäftsleitung 

(1) Der Verein kann eine Geschäftsleitung bestellen. 
(2) Die Geschäftsleitung führt die laufenden Geschäfte des Vereins eigenverantwortlich. 
(3) Zu den Aufgaben gehören insbesondere: 

a. Organisation des laufenden Betriebs 
b. Personalführung 
c. Abschluss und Abwicklung von Verträgen 
d. Durchführung von Projekten 
e. Fördermittelverwaltung 
f. wirtschaftliche Steuerung 

(4) Die Geschäftsleitung ist für die operative Umsetzung der Vereinszwecke verantwortlich, ins-
besondere auch im Bereich der Jugendhilfe sowie internationaler Projekte (z. B. Erasmus+). 

(5) Die Geschäftsleitung wird durch Beschluss des Vorstandes als besondere Vertreterin / be-
sonderer Vertreter gemäß § 30 BGB bestellt. 

(6) In dieser Funktion ist sie berechtigt, den Verein im Rahmen der übertragenen Aufgaben 
gerichtlich und außergerichtlich zu vertreten. 

(7) Die Bestellung sowie jede Änderung oder Beendigung der Vertretungsbefugnis ist zur 
Eintragung in das Vereinsregister anzumelden. 

(8) Die Geschäftsleitung ist von der Funktion der besonderen Vertreterin / des besonderen Vert-
reters zu unterscheiden. 

Die Bestellung als besondere Vertreterin / besonderer Vertreter begründet eine eigenstän-
dige Vertretungsbefugnis nach außen und erfolgt durch gesonderten Beschluss des Vors-
tandes. 

(9) Näheres regelt eine Geschäftsordnung oder ein Vertrag. 

 

§ 11 Rechnungsprüfer 

(1) Die Mitgliederversammlung kann einen Rechnungsprüfer wählen. Die Amtszeit beträgt 
ein Jahr. 

(2) Der Rechnungsprüfer hat das Recht der jederzeitigen Prüfung von Kassen und Büchern 

des Vereins. Er erstattet seinen Bericht der Mitgliederversammlung . 

(3) Der Rechnungsprüfer darf weder dem Vorstand noch einem vom Vorstand berufenen 

Gremium angehören und nicht Angestellter des Vereins sein. 
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§ 12 Beurkundung von Beschlüssen 

Die in Vorstandssitzungen und in Mitgliederversammlungen gefassten Beschlüsse sind 

schriftlich niederzulegen und von der/dem Protokollführer/in zu unterzeichnen. 

 

§ 13  

Vom Amtsgericht (Vereinsregister) und vom Finanzamt für Körperschaften geforderte 

Satzungsänderungen kann der Vorstand vornehmen. Die darauffolgende Mitgliederver-

sammlung ist zu informieren. 

§ 14 Auflösung des Vereins 

(1) Für den Beschluss, den Verein aufzulösen, ist eine Mehrheit von drei Vierteln der in 
der Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Mitglieder erforderlich. 
Der Beschluss kann nur gefasst werden, wenn die Auflösung des Vereins in der Ein-
ladung zur Mitgliederversammlung ausdrücklich angekündigt wurde. 

(2) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 
Vermögen des Vereins an eine steuerbegünstigte Körperschaft, die Mitglied im Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband ist, zur ausschließlichen und unmittelbaren Verwen-
dung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 2 dieser Satzung. 

Die Auswahl der empfangenden Körperschaft erfolgt unter Beachtung der steuerlic-
hen Vorschriften und in Abstimmung mit dem zuständigen Finanzamt. 

Sofern eine solche Körperschaft nicht bestimmt werden kann, fällt das Vermögen an 
eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zur ausschließlichen und unmittelbaren 
Verwendung für gemeinnützige Zwecke im Sinne des § 2 dieser Satzung. 

Die Satzung wurde auf der Mitgliederversammlung vom 29.04.2026 neu gefasst. 

  


